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Vorblatt 


Luftverkehrsabkommen 
mit der Republik Indonesien 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Der internationale Luftverkehr der Deutschen Lufthansa ist nur 
möglich, wenn die ausländischen Staaten, die angeflogen wer- 
den sollen, in zwei- oder mehrseitigen Luftverkehrsabkommen 
die entsprechenden Verkehrsrechte gewähren. 


B. Lösung 

Die Republik Indonesien und die Bundesrepublik Deutschland 
gewähren sich nach Maßgabe eines Fluglinienplanes gegen- 
seitig das Recht des Überfluges, das Recht der Landung zu nicht- 
gewerblichen Zwecken und das Recht, Fluggäste, Post und Fracht 
abzusetzen und aufzunehmen. Die Beförderungen können auch 
von und nach Punkten vorgenommen werden, die nicht im 
Hoheitsgebiet einer Vertragspartei liegen. 


C. Alternativen 

Entfallen. 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (III/4) — 97105 — Lu 13/2/70 


Bonn, den 22. Dezember 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 4. Dezember 1969 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Indo- 
nesien über den Fluglinienverkehr zwischen 
ihren Hoheitsgebieten und darüber hinaus 

mit Begründung. Der Wortlaut des Abkommens in deutscher 
und englischer Sprache sowie die Denkschrift zum Abkommen 
sind gleichfalls beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 360. Sitzung am 18. Dezember 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck! Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 

63 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 4. Dezember 1969 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Indonesien 
über den Fluglinienverkehr zwischen ihren Hoheitsgebieten 

und darüber hinaus 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Djakarta am 4. Dezember 1969 Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Indonesien über den 
Fluglinienverkehr zwischen ihren Hoheitsgebieten 
und darüber hinaus wird zugestimmt. Das Abkom- 
men wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 15 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Arti- 
kel 105 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 106 Abs. 2 
Nr. 5 und Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, 
da die in Artikel 5 des Abkommens vorgesehenen 
Vergünstigungen auch die Umsatzsteuer und die 
Biersteuer berühren. 


Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 15 Abs. 2 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Indonesien 
über den Fluglinienverkehr zwischen ihren Hoheitsgebieten 

und darüber hinaus 


Agreement 

between the Federal Republic of Germany and the Republic of Indonesia 
for Air Services between and beyond their respective Territories 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REPUBLIK INDONESIEN 

ALS VERTRAGSPARTEIEN des am 7. Dezember 1944 
in Chikago zur Unterzeichnung aufgelegten Abkommens 
über die Internationale Zivilluftfahrt und 

IN DEM WUNSCH, ein Abkommen zur Ergänzung des 
genannten Zivilluftfahrt-Abkommens zu schließen, um 
zwischen ihren Hoheitsgebieten und darüber hinaus einen 
Fluglinienverkehr einzurichten 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich aus 
dem Zusammenhang nichts anderes ergibt, 

a) „Zivilluftfahrt- Abkommen": das am 7. Dezember 1944 
in Chikago zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen 
über die Internationale Zivilluftfahrt einschließlich 
aller nach dessen Artikel 90 angenommenen Anhänge 
sowie aller Änderungen der Anhänge oder des Zivil- 
luftfahrt-Abkommens selbst nach dessen Artikeln 90 
und 94, soweit diese Anhänge und Änderungen von 
beiden Vertragsparteien angenommen worden sind; 

b) „Luftfahrtbehörde": in bezug auf die Bundesrepublik 
Deutschland den Bundesminister für Verkehr und jede 
Person oder Stelle, die zur Ausübung von Aufgaben 
dieses Ministers auf dem Gebiet der Zivilluftfahrt 
ermächtigt ist, in bezug auf die Republik Indonesien 
den Minister für Verkehr und jede Person oder Stelle, 
die zur Ausübung von Aufgaben dieses Ministers auf 
dem Gebiet der Zivilluftfahrt ermächtigt ist; 

c) „bezeichnetes Unternehmen": ein Luftverkehrsunter- 
nehmen, das eine Vertragspartei der anderen Ver- 
tragspartei nach Artikel 3 durch schriftliche Noti- 
fikation für den Betrieb des Fluglinienverkehrs auf 
den nach Artikel 2 Absatz 3 festgelegten Linien 
bezeichnet hat; 

d) der Begriff „Hoheitsgebiet" in bezug auf einen Staat, 
die der Staatshoheit, der Oberhoheit, dem Schutze oder 
der Mandatsgewalt dieses Staates unterstehenden 
Landgebiete und angrenzenden Hoheitsgewässer; 

e) die Begriffe „Fluglinienverkehr", „internationaler 
Fluglinienverkehr", „Luftfahrtunternehmen" und „Lan- 
dung zu nichtge werblichen Zwecken" in diesem Ab- 


THE FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY 
and 

THE REPUBLIC OF INDONESIA 

BEING PARTIES to the Convention on International 
Civil Aviation opened for signature at Chicago on the 
seventh day of December, 1944, and 

DESIRING to conclude an Agreement, supplementary 
to the said Convention, for the purpose of establishing 
air Services between and beyond their respective terri- 
tories, 

HA VE AGREED AS FOLLOWS: 

Article 1 

For the purpose of the present Agreement, unless the 
context otherwise requires: 

a) the term "the Convention" means the Convention 
on International Civil Aviation opened for signature 
at Chicago on the seventh day of December, 1944, 
and includes any Annex adopted under Article 90 of 
that Convention and any amendment of the Annexes 
or Convention under Article 90 or 94 thereof so far 
as those Annexes and amendments have been adopted 
by both Contracting Parties; 

b) the term "aeronautical authorities" means, in the 
case of the Republic of Indonesia, the Minister for 
Communications and any person or body authorised 
to perform functions of civil aviation exercised 
by the said Minister, and, in the case of the Federal 
Republic of Germany the Federal Minister of Trans- 
port and any person or body authorised to perform 
functions of civil aviation exercised by the said 
Minister; 

c) the term "designated airline" means an airline whidi 
one Contracting Party shall have designated, by 
written notification to the other Contracting Party, 
in accordance with Article 3 of the present Agreement, 
for the Operation of air Services on the routes 
specified in accordance with paragraph 3 of Ar- 
ticle 2 of the present Agreement; 

d) the term "territory" in relation to a State means the 
land areas and territorial waters adjacent thereto 
under the sovereignty, suzerainty, protection or 
mandate of such State; 

e) the terms "air service", "international air service", 
"air line" and "stop for non-traffic purposes" have, 
for the purposes of the present Agreement, the 
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kommen dasselbe wie in den Artikeln 2 und 96 des 
Zivilluftfahrt- Abkommens in seiner jeweils gültigen 
Fassung. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei gewährt der anderen Vertrags- 
partei die in diesem Abkommen festgelegten Rechte zur 
Einrichtung eines Fluglinienverkehrs auf den nach Ab- 
satz 3 festgelegten Linien (im folgenden als „vereinbarter 
Linienverkehr" und „festgelegte Linien“ bezeichnet). 

(2) Im Rahmen dieses Abkommens genießen die von 
einer Vertragspartei bezeichneten Unternehmen bei dem 
Betrieb eines vereinbarten Linienverkehrs auf einer fest- 
gelegten Linie folgende Rechte; 

a) das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ohne 
Landung zu überfliegen, 

b) im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei zu nicht- 
gewerblichen Zwecken zu landen und 

c) im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei an den 
im Fluglinienplan für diese Linie festgelegten Punkten 
zu landen, um Fluggäste, Post und Fracht im inter- 
nationalen Verkehr abzusetzen und aufzunehmen. 

(3) Die Linien, auf welchen die bezeichneten Unter- 
nehmen der beiden Vertragsparteien berechtigt sind, 
internationalen Fluglinienverkehr zu betreiben, werden 
in einem Fluglinienplan festgelegt, der durch diplomati- 
schen Notenwechsel zu vereinbaren ist. 

(4) Unbeschadet der Bestimmungen der Absätze 1 
und 2 unterliegt nach Maßgabe des Artikels 9 des Zivil- 
luftfahrt-Abkommens die Durchführung des vereinbarten 
Fluglinienverkehrs in Gebieten mit kriegerischen Aus- 
einandersetzungen oder militärischer Besetzung oder in 
davon betroffenen Gebieten der Zustimmung der zu- 
ständigen militärischen Dienststellen. 

Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei bezeichnet der anderen Ver- 
tragspartei schriftlich ein oder mehrere Luftverkehrs- 
unternehmen für den Betrieb des vereinbarten Fluglinien- 
verkehrs auf den festgelegten Linien. 

(2) Nach Eingang des Bezeichnungsschreibens erteilt 
die andere Vertragspartei vorbehaltlich der Absätze 3 
und 4 dem oder den -bezeichneten Unternehmen unver- 
züglich die entsprechende Betriebsgenehmigung. 

(3) Die Luftfahrtbehörde jeder Vertragspartei kann von 
einem bezeichneten Unternehmen der anderen Vertrags- 
partei den Nachweis verlangen, daß es in der Lage ist, 
den Erfordernissen der Gesetze sowie der sonstigen 
Vorschriften zu entsprechen, welche diese Behörde nach 
Maßgabe des Zivelluftfahrt-Abkommens unter Anlegung 
eines zumutbaren Maßstabs üblicherweise auf den Betrieb 
des internationalen gewerblichen Fiuglinienverkehrs an- 
wendet. 

(4) Jede Vertragspartei ist berechtigt, die Annahme 
der Bezeichnung eines Unternehmens abzulehnen und 
die Gewährung der in Artikel 2 Absatz 2 genannten 
Rechte an ein Unternehmen zu verweigern oder zu wider- 
rufen oder ihm für die Ausübung dieser Rechte alle von 
ihr für notwendig erachteten Auflagen zu machen, wenn 
ihr nicht der Nachweis erbracht ist, daß ein wesentlicher 
Teil des Eigentums an dem Unternehmen und seine tat- 
sächliche Kontrolle der das Unternehmen bezeichnenden 
Vertragspartei oder den Staatsangehörigen der das 
Unternehmen bezeichnenden Vertragspartei zustehen. 

(5) Eiri bezeichnetes und mit einer Genehmigung ver- 
sehenes Unternehmen kann den vereinbarten Fluglinien- 


meaning laid down in Articles 2 and 96 of the Con- 
vention as amended at present or in future. 

Article 2 

(1) Each Contracting Party grants to the other Con- 
tracting Party the rights specified in the present Agree- 
ment for the purpose of establishing air Services on the 
routes specified in accordance with paragraph (3) of this 
Article (hereinafter called “the agreed Services“ and 
“the specified routes“). 

(2) Subject to the provisions of the present Agreement, 
the airlines designated by each Contracting Party shall 
enjoy, while operating an agreed Service on a specified 
route, the following Privileges; 

a) to fly without landing across the territory of the 
other Contracting Party; 

b) to make stops in the said territory for non-traffic 
purposes; and 

c) to make stops in the said territory at the points 
specified for that route in the Route Schedule for the 
purpose of putting down and taking on passengers, 
mail and cargo in international traffic. 

(3) The routes over which the designated airlines' of 
the two Contracting Parties will be authorised to operate 
international air Services shall be specified in a Route 
Schedule to be agreed upon in an exchange of diplomatic 
notes. 

(4) Notwithstanding the provisions of paragraphs (1) 
and (2) of this Article, the Operation of agreed Services 
in areas of hostilities or military occupation or in areas 
affected thereby, shall, in accordance with Article 9 of 
the Convention, be subject to the approval of the com- 
petent military authorities. 


Article 3 

(1) Each Contracting Party shall designate in writing 
to the other Contracting Party one or more airlines for 
the purpose of operating the agreed Services on the 
specified routes. 

(2) On receipt of the designation, the other Contracting 
Party shall subject to the provisions of paragraphs (3) and 
(4) of this Article, without delay grant to the airiine or 
airlines designated the appropriate operating author- 
isation. 

(3) The aeronautical authorities of each Contracting 
Party may require an airiine designated by the other 
Contracting Party to satisfy them that it is qualified to 
fulfil the conditions prescribed under the laws and reg- 
ulations normally and reasonably applied by them in 
conformity with the provisions of the Convention for the 
Operation of international commercial air Services. 


(4) Each Contracting Party shall have the right to 
refuse to accept the designation of an airiine and to with- 
hold or revoke the grant to an airiine of the Privileges 
specified in paragraph (2) of Article 2 of the present 
Agreement or to impose such conditions as it may deem 
necessary on the exercise by an airiine of those Privileges 
in any case where it is not satisfied that substantial 
ownership and effective controll of that airiine are vested 
in the Contracting Party designating the airiine or ln 
nationals of the Contracting Party designating the airiine, 

(5) At any time after the provisions of paragraphs (1) 
and (2) of this Article and of paragraph (1) of Article 8 
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verkehr jederzeit aufnehmen, sobald die Voraussetzungen 
der Absätze 1 und 2 dieses Artikels und des Artikels 8 
Absatz 1 erfüllt sind und für diesen Verkehr ein nach 
Artikel 7 festgesetzter Tarif in Kraft ist. 

(6) Jede Vertragspartei ist berechtigt, eine Betriebs- 
genehmigung zu widerrufen oder die Ausübung der in 
Artikel 2 Absatz 2 genannten Rechte durch ein Unter- 
nehmen zeitweilig zu unterbrechen oder die Ausübung 
dieser Rechte durch ein Unternehmen in jedem Fall den 
von ihr für erforderlich gehaltenen Auflagen zu unter- 
werfen, wenn das Unternehmen die Gesetze sowie die 
sonstigen Vorschriften der die Rechte gewährenden Ver- 
tragspartei nicht beachtet oder wenn es seinen Betrieb 
nicht nach Maßgabe der vorgeschriebenen Bedingungen 
dieses Abkommens durchführt; falls ein Widerruf, eine 
Unterbrechung oder Auflagen nicht sofort erforderlich 
sind, um weitere Verstöße gegen Gesetze oder Vorschrif- 
ten zu verhindern, wird dieses Recht nur nach Konsul- 
tation mit der anderen Vertragspartei ausgeübt. 

Artikel 4 

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei für die Benutzung der Flughäfen und anderer Luft- 
fahrteinrichtungen durch die Luftfahrzeuge eines be- 
zeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei er- 
hoben werden, dürfen nicht höher sein als die für Luft- 
fahrzeuge eines inländischen Unternehmens in ähnlichem 
internationalem Fluglinienverkehr gezahlten Gebühren. 

Artikel 5 

(1) Die von einem bezeichneten Unternehmen der 
einen Vertragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in 
das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einfliegen, 
aus ihm wieder ausfliegen oder es durchfliegen, sowie 
die an Bord befindlichen Luftfahrtbetriebsstoffe, Ersatz- 
teile, üblichen Ausrüstungsgegenstände und Bordvorräte 
bleiben frei von Zöllen und sonstigen bei der Ein-, Aus- 
oder Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben. Dies gilt 
auch für Waren an Bord des Luftfahrzeugs, die während 
des Fluges über dem Hoheitsgebiet der letztgenannten 
Vertragspartei verbraucht werden. 

(2) Luftfahrtbetriebsstoffe, Bordvorräte, Ersatzteile und 
übliche Ausrüstungsgegenstände, die vorübergehend in 
das Hoheitsgebiet einer Vertragspartei eingeführt wer- 
den, um dort unmittelbar oder nach Lagerung in Luft- 
fahrzeuge eines bezeichneten Unternehmens der anderen 
Vertragspartei eingebaut oder an Bord genommen oder 
auf andere Weise wieder aus dem Hoheitsgebiet der erst- 
genannten Vertragspartei ausgeführt zu werden, bleiben 
frei von den in Absatz 1 genannten Zöllen und sonstigen 
Abgaben. 

(3) Luftfahrtbetriebsstoffe, die von Luftfahrzeugen 
eines bezeichneten Unternehmens einer Vertragspartei 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei an Bord 
genommen und im internationalen Fluglinienverkehr 
verwendet werden, bleiben frei von den in Absatz 1 
genannten Zöllen und sonstigen Abgaben sowie von 
allen sonstigen besonderen Verbrauchsabgaben, voraus- 
gesetzt, daß die förmlichen Zollvorschriften beachtet wer- 
den. 

(4) Jede Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 
bis 3 genannten Waren unter Zollüberwachung oder 
-kontrolle halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten 
Waren Zölle oder sonstige Abgaben nicht erhoben wer- 
den, unterliegen sie nicht den sonst geltenden wirtschaft- 
lichen Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten oder -beschrän- 
kungen, es sei denn, daß in bezug auf bestimmte in den 


have been complied with, an airline so designated and 
authorised may begin to operate the agreed Services, 
provided that a Service shall not be operated unless a 
tariff is in force in respect of it established in accordance 
with the pruviüions of Article 7 of the present Agreement. 

(6) Each Contracting Party shall have the right to 
revoke an operating authorization or to suspend the 
exercise by an airline of the Privileges specified in Para- 
graph (2) of Article 2 of the present Agreement, or to 
impose such conditions as it may deem necessary on the 
exercise by an airline of those Privileges in any case 
where the airline fails to comply with the laws and 
regulations of the Contracting Party granting those 
Privileges or otherwise fails to operate in accordance 
with the conditions prescribed in the present Agreement; 
provided that, unless immediate revocation, Suspension, 
or imposition of the conditions is essential to prevent 
further infringements of laws or regulations this right 
shall be exercised only after consultation with the other 
Contracting Party. 

Article 4 

The charges imposed in the territory of either Con- 
tracting Party for the use of airports and other aviation 
facilities by the aircraft of a designated airline of the 
other Contracting Party shall not be higher than those 
paid by aircraft of a national airline engaged in similar 
international air Services. 


Article 5 

(1) Aircraft operated by a designated airline of either 
Contracting Party and entering, departing again from, or 
flying across the territory of the other Contracting Party, 
as well as fuel, lubricants, spare parts, regulär equipment 
and aircraft Stores on board such aircraft, shall be exempt 
from customs duties and other charges levied on the 
occasion of importation, exportation or transit of goods. 
This shall also apply to goods on board the aircraft con- 
sumed during the flight across the territory of the latter 
Contracting Party. 

(2) Fuel, lubricants, aircraft Stores, spare parts and 
regulär equipment, temporarily imported into the territory 
of either Contracting Party, there to be immediately or 
after storage installed in or otherwise taken on board the 
aircraft of a designated airline of the other Contracting 
Party, or to be otherwise exported again from the terri- 
tory of the former Contracting Party, shall be exempt 
from the customs duties and other charges mentioned 
in Paragraph (1) of this Article. 

(3J Fuel and lubricants taken on board the aircraft 
of a designated airline of either Contracting Party in 
the territory of the other Contracting Party and used 
in international air Services, shall be exempt from the 
customs duties and other charges mentioned in paragraph 
(1) of this Article, as well as from any other special 
consumption charges, provided that formal customs 
regulations are complied with, 

(4) Each Contracting Party may keep the goods men- 
tioned in paragraphs (1) to (3) of this Article under 
customs Supervision or control. 

(5) In so far as no duties or other charges are imposed 
on goods mentioned in paragraphs (1) to (3) of this Ar- 
ticle, such goods shall not be subject to any economic 
prohibitions or restrictions on importation, exportation 
and transit that may otherwise be applicable unless such 
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Absätzen 1 bis 3 genannte Waren derartige Verbote oder 
Beschränkungen für alle Luftfahrtunternehmen einschließ- 
lich der inländischen gelten. 

(6) Die in diesem Artikel festgelegte Behandlung gilt 
zusätzlich zu und unbeschadet der Behandlung, die jede 
Vertragspartei nach Artikel 24 des Zivilluftfahrt- Abkom- 
mens zu gewähren verpflichtet ist. 

Artikel 6 

(1) Den bezeichneten Unternehmen beider Vertrags- 
parteien ist in billiger und gleicher Weise Gelegenheit 
zu geben, den vereinbarten Linienverkehr auf den fest- 
gelegten Linien zwischen ihren Hoheitsgebieten und dar- 
über hinaus zu betreiben. 

(2) Bei dem Betrieb des vereinbarten Linienverkehrs 
hat das Unternehmen jeder Vertragspartei auf die Inter- 
essen des Unternehmens der anderen Vertragspartei 
Rücksicht zu nehmen, damit der von dem letzteren ganz 
oder teilweise auf den gleichen Linien betriebene Linien- 
verkehr nicht ungebührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der von den bezeichneten Unternehmen der Ver- 
tragsparteien unterhaltene vereinbarte Linienverkehr hat 
dem öffentlichen Verkehrsbedürfnis auf den festgelegten 
Linien zu entsprechen und vor allem dazu zu dienen, im 
Rahmen eines angemessenen Ladefaktors ein Beförde- 
rungsangebot bereitzustellen, das dem laufenden und 
voraussichtlichen Beförderungsbedarf für Fluggäste, Post 
und Fracht von oder nach dem Hoheitsgebiet der Ver- 
tragspartei entspricht, welche das Unternehmen bezeichnet 
hat. Das Beförderungsangebot für das Aufnehmen und 
Absetzen von Fluggästen, Post und Fracht an Punkten 
der festgelegten Linien in den Hoheitsgebieten anderer 
Staaten als desjenigen, der das Unternehmen bezeichnet 
hat, ist nach dem allgemeinen Grundsatz bereitzustellen, 
daß es anzupassen ist 

i) an die Nachfrage nach Verkehrsmöglichkeiten nach 
und von dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei, die 
das Unternehmen bezeichnet hat, 

ii) an die Verkehrsnachfrage in dem von dem Unter- 
nehmen durchflogenen Gebiet unter Berücksichtigung 
der sonstigen Beförderungsdienste von Luftverkehrs- 
unternehmen der in diesem Gebiet liegenden Staaten, 
und 

iii) an die Betriebserfordernisse des Fluglinien-Durch- 
gangsverkehrs. 

Artikel 7 

(1) Die Tarife im vereinbarten Linienverkehr werden in 
angemessener Höhe unter gebührender Berücksichtigung 
aller diesbezüglichen Umstände, wie der Betriebskosten, 
eines angemessenen Gewinns, der Gegebenheiten der 
verschiedenen Linien und der Tarife anderer Unter- 
nehmen festgesetzt, welche die gleiche Linie ganz oder 
teilweise betreiben. Bei der Festsetzung soll nach den 
Bestimmungen der folgenden Absätze verfahren werden. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Tarife werden, wenn 
möglich, für jede festgelegte Linie zwischen den beteilig- 
ten bezeichneten Unternehmen in Konsultation mit an- 
deren Luftverkehrsunternehmen vereinbart, welche die- 
selbe Linie ganz oder teilweise betreiben; diese Verein- 
barung ist auf Grund des Tariffestsetzungsverfahrens des 
Internationalen Luftverkehrsverbandes zu treffen. Die so 
vereinbarten Tarife bedürfen der Genehmigung der Luft- 
fahrtbehörden beider Vertragsparteien. 

(3) Kommt zwischen den bezeichneten Unternehmen 
für einen dieser Tarife eine Vereinbarung nicht zustande 
oder kann aus einem anderen Grund ein Tarif nach 
Absatz 2 nicht vereinbart werden, so versuchen die Luft- 
fahrtbehörden der Vertragsparteien, den Tarif in gegen- 
seitigem Einvernehmen festzusetzen. 


Prohibition or restriction applies to all airlines including 
the national airlines in respect to certain items mentioned 
in paragraphs (1) to (3) of this Arlicle. 

(6) The treatment specified in this Article shall be in 
addition to and without prejudice to that which each 
Contracting Party is under Obligation to accord under 
Article 24 of the Convention. 

Article 6 

(1) There shall be fair and aqual opportunity for the 
designated airlines of both Contracting Parties to operate 
the agreed Services on the specified routes between and 
beyond their respective territories. 

(2) In operating the agreed Services, the airlines of each 
Contracting Party shall take into account the interest 
of the airlines of the other Contracting Party so as not 
to affect unduly the Services which the latter provides 
on the whole or part of the same routes. 

(3) The agreed Services provided by the designated 
airlines of the Contracting Parties shall bear dose 
relationship to the requirements of the public for trans- 
portation on the specified routes and shall have as their 
primary objective the provision, at a reasonable load 
factor, of capacity adequate to meet the current and 
reasonably anticipated requirements for the carriage of 
passengers, mail and cargo originating from or destined 
for the territory of the Contracting Party which has 
designated the airlines. Provision for the carriage of 
passengers, mail and cargo both taken up and put down 
at points on the specified routes in the territories öf 
States other than that designating the airlines shall be 
made in accordance with the general principles that 
capacity shall be related to: 

(i) the requirements of traffic to and from the territory 
of the Contracting Party which has designated the 
airlines; 

(ii) traffic requirements of the area through which the 
airlines pass, after taking account of other transport 
Services established by airlines of the States com- 
prising the area; and 

(iii) the requirements of through airline Operation. 

Article 7 

(1) The tariffs on any agreed Service shall be estab- 
lished at reasonable levels, due regard being paid to all 
relevant factors such as cost of Operation, reasonable 
profit, the characteristics of the various routes and the 
tariffs charged by any other airlines which operate over 
the same routes or parts thereof. In fixing such tariffs, 
the provisions of the following paragraphs should be 
observed. 

(2) The tariffs referred to in paragraph (1) of this Ar- 
ticle, shall, if possible be agreed in respect of each of the 
specified routes between the designated airlines con- 
cerned, in consultation with other airlines operating 
over the whole or part of that route, and such agreement 
shall be reached through the rate fixing machinery of 
the International Air Transport Association. The tariffs 
so agreed shall be subject to the approval of the aero- 
nautical authorities of both Contracting Parties. 

(3) If the designated airlines cannot agree on any of 
these tariffs, or if for some other reason a tariff cannot 
be agreed in accordance with the provisions of para- 
graph (2) of this Article, the aeronautical authorities of 
the Contracting Parties shall try to determine the tariff 
by agreement between themselves. 
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(4) Können sich die Luftfahrtbehörden über die Geneh- 
migung eines ihnen nach Absatz 2 vorgelegten Tarifs 
oder über die Festsetzung eines Tarifs nach Absatz 3 
nicht einigen, so wird die Streitigkeit nach Maßgabe des 
Artikels 10 beigelegt. 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 4 kann ein Tarif, den 
die Luftfahrtbehörde einer der beiden Vertragsparteien 
nicht genehmigt hat, nicht in Kraft treten. 

(6) Die auf Grund dieses Artikels festgesetzten Tarife 
bleiben in Kraft, bis auf Grund dieses Artikels neue 
Tarife festgesetzt worden sind. 


Artikel 8 

(1) Die bezeichneten Unternehmen teilen den Luft- 
fahrtbehörden beider Vertragsparteien spätestens dreißig 
Tage vor Aufnahme des Fluglinienverkehrs auf den nadi 
Artikel 2 Absatz 3 festgelegten Linien die Art der Dienste, 
die vorgesehenen Flugzeugtypen und die Flugpläne mit. 
Entsprechendes gilt für spätere Änderungen. 

(2) Die Luftfahrtbehörde der einen Vertragspartei über- 
mittelt der Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei 
auf deren Ersuchen alle regelmäßigen oder sonstigen 
statistischen LJnterlagen, die billigerweise angefordert 
werden können, um das von einem bezeichneten LJnter- 
nehmen der erstgenannten Vertragspartei im vereinbarten 
Linienverkehr bereitgestellte Beförderungsangebot zu 
überprüfen. Diese Unterlagen, haben alle Angaben zu 
enthalten, die zur Feststellung des Umfangs sowie der 
Herkunft und Bestimmung der von diesem Unternehmen 
im vereinbarten Linienverkehr durchgeführten Beförde- 
rungen notwendig sind. 

Artikel 9 

(1) Zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden Ver- 
tragsparteien findet nach Bedarf ein Meinungsaustausch 
statt, um eine enge Zusammenarbeit und eine Verständi-. 
gung in allen die Anwendung und Auslegung dieses 
Abkommens berührenden Angelegenheiten herbeizu- 
führen. 

(2) Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens 
oder des Fluglinienplans kann eine Vertragspartei jeder- 
zeit eine Konsultation beantragen. Das gleiche gilt für 
Erörterungen über die Auslegung und Anwendung des 
Abkommens, wenn nach Ansicht einer Vertragspartei ein 
Meinungsaustausch nach Absatz 1 ohne Erfolg geblieben 
ist. Die Konsultation beginnt binnen sechzig Tagen nach 
Eingang des Antrags. 


Artikel 10 

(1) Entsteht zwischen den Vertragsparteien über die 
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens eine 
Streitigkeit, so werden sie sich in erster Linie bemühen, 
diese durch Verhandlungen beizulegen. 

(2) Gelingt ihnen dies nicht, so ist die Streitigkeit auf 
Verlangen einer der beiden Vertragsparteien einem 
Schiedsgericht zu unterbreiten. Das Schiedsgericht wird 
von Fall zu Fall gebildet, indem jede Vertragspartei ein 
Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf den 
Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen der beiden Vertragsparteien 
zu bestellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb von sechzig 
Tagen zu bestellen, nachdem eine Vertragspartei von der 
anderen auf diplomatischem Wege eine Mitteilung mit 


(4) If the aeronautical authorities cannot agree on the 
approval of any tariff submitted to them under para- 
graph (2) of this Article or on the determination of any 
tariff under paragraph (3), the dispute shall be settled 
in accordance with the provisions of Article 10 of the 
present Agreement. 

(5) Subject to the provisions of paragraph 4 of this 
Article, no tariff shall come into force if the aeronautical 
authorities of either Contracting Party have not ap- 
proved it. 

(6) The tariffs established in accordance with the pro- 
visions of this Article shall remain in force until new 
tariffs have been established in accordance with the 
provisions of this Article. 

Article 8 

(1) The designated airlines shall communicate to the 
aeronautical authorities of both Contracting Parties not 
later than thirty days prior to the Inauguration of air 
Services on the routes specified in accordance with para- 
graph (3) of Article 2 of the present Agreement the type 
of Service, the types of aircraft to be used and the flight 
schedules. This shall likewise apply to later changes. 

(2) The aeronautical authorities of each Contracting 
Party shall supply to the aeronautical authorities of the 
other Contracting Party at their request such periodic or 
other Statements of statistics as may be reasonably re- 
quired for the purpose of reviewing the capacity provided 
on the agreed Services by the designated airlines of the 
first Contracting Party. Sudi statements shall include all 
Information required to determine the amount of traffic 
carried by those airlines on the agreed Services and the 
origins and destinations of such traffic. 


Article 9 

(1) Exchanges of views shall take place as needed 
between the aeronautical authorities of the two Con- 
tracting Parties in order to achieve dose Cooperation 
and agreement in all matters pertaining to the application 
and Interpretation of the present Agreement. 

(2) Consultation may be requested at any time by 
either Contracting Party for the purpose of discussing 
amendments to the present Agreement or to the Route 
Sdiedule. The same applies to discussions concerning 
the Interpretation and application of the present Agree- 
ment if either Contracting Party considers that an 
exchange of views within the meaning of paragraph (1) 
of this Article has been without success. Such consulta- 
tion shall begin within sixty days from the date of receipt 
of any such request. 

Article 10 

(1) If any dispute arises between the Contracting 
Parties relating to the Interpretation or application of the 
present Agreement, the Contracting Parties shall in the 
first place endeavour to settle it by negotiation. 

(2) If the Contracting Parties fail to reach a settlement 
by negotiation, the dispute shall be submitted to an 
arbitral tribunal at the request of either Contracting 
Party. Such arbitral tribunal shall be established in each 
individual case in such a way as to comprise one member 
to be appointed by each Contracting Party and these two 
members shall then agree upon the choice of a national 
of a third State as their Chairman, who shall be ap- 
pointed by the Governments of the two Contracting 
Parties. The members shall be appcinted within a period 
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dem Verlangen erhalten hat, die Streitigkeit einem sol- 
chen Schiedsgericht zu unterbreiten; der Obmann ist 
innerhalb weiterer sechzig Tage zu bestellen. 


(3) Bestellt eine der Vertragsparteien innerhalb der 
genannten Frist keinen Schiedsrichter oder wird der dritte 
Schiedsrichter nicht innerhalb der genannten Frist bestellt, 
so ist der Präsident des Rates der Zivilluftfahrt-Organisa- 
tion von einer der Vertragsparteien zu ersuchen, den oder 
die Schiedsrichter zu bestellen. Dabei ist zu beachten, daß 
der erste und der zweite Schiedsrichter nicht die gleiche 
Staatsangehörigkeit haben dürfen. Als dritter Schieds- 
richter ist ein Angehöriger eines dritten Staates zu be- 
stellen,- dieser ist Obmann des Sdiiedsgerichts. Besitzt 
der Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grunde 
verhindert, so soll einer seiner Stellvertreter im Amt, der 
nicht die Staatsangehörigkeit einer der Vertragsparteien 
besitzt, die Bestellungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Die Entscheidungen nach Absatz 3 und die Ent- 
scheidungen des Schiedsgerichts sind für beide Vertrags- 
parteien bindend. Jede Vertragspartei trägt die Kosten 
ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren 
vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie 
die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertrags- 
parteien zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt 
das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 11 

Wird ein allgemeines mehrseitiges Luftverkehrs-Über- 
einkommen von beiden Vertragsparteien angenommen, 
so finden Erörterungen über die Feststellung, inwieweit 
das mehrseitige Übereinkommen dieses Abkommen auf- 
hebt, ersetzt, ändert oder ergänzt, nach Artikel 9 Absatz 2 
statt. 

Artikel 12 

Jedes von einer Vertragspartei bezeichnete Unter- 
nehmen darf in den Flughäfen und Städten im Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei, in denen es eine 
eigene Vertretung zu unterhalten beabsichtigt, sein eige- 
nes Personal für seine Geschäfte unterhalten und be- 
schäftigen. Sieht ein bezeichnetes Unternehmen von der 
Einrichtung einer eigenen Organisation in Flughäfen im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ab, so soll es 
nach Möglichkeit die in Betracht kommenden Arbeiten 
durch das Personal der Flughäfen oder eines bezeichneten 
Unternehmens im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei ausführen lassen. 

Artikel 13 

Jede Vertragspartei kann die andere Vertragspartei 
jederzeit von ihrem Wunsch in Kenntnis setzen, dieses 
Abkommen zu beenden. Diese Kündigung ist gleichzeitig 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation mitzu- 
teilen. Im Falle der Kündigung tritt dieses Abkommen 
zwölf Monate nach Eingang der Kündigung bei der 
anderen Vertragspartei außer Kraft, sofern nicht die 
Kündigung vor Ablauf dieser Zeit durch Vereinbarung 
zurückgenommen wird. Wird der Eingang der Kündigung 
von der anderen Vertragspartei nicht bestätigt, so gilt 
als Eingangstag der vierzehnte Tag nach dem Eingang 
der Kündigung bei der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation. 

Artikel 14 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenwechsel nach Artikel 2 Absatz 3 werden durch die 


of sixty days from the date of receipt by either Con- 
tracting Party from the other of a notice through diplo- 
matic Channels requesting arbitration of the dispute by 
such a tribunal, and the chairman shall be appointed 
within a further period of sixty days. 

(3) If either of the Contracting Parties falls to nominale 
an arbitrator within the period specified, or if the third 
arbitrator is not appointed within the period specified, 
the President of the Council of the Civil Aviation Or- 
ganisation shall be requested by either Contracting Party 
to appoint an arbitrator or arbitrators as the case 
requires. In appointing these arbitrators the first and the 
second arbitrator shall not have the same nationality. 
The third arbitrator shall be a national of a third State 
and shall act as chairman of the arbitral tribunal. Where 
the President possesses the nationality of one of the 
two Contracting Parties or is otherwise prevented from 
carrying out this function, one of his deputies in Office 
who has not the nationality of either Contracting Party 
should make the necessary appointments. 

(4) The arbitral tribunal shall reach its decisions by a 
majority of votes. The decisions given under Para- 
graph (3) of this Article and the decisions of the arbitral 
tribunal shall be binding for both Contracting Parties. 
Each of the Contracting Parties shall bear the expenses 
of its own member as well as of its representation in the 
proceedings at the arbitral tribunal; the expenses of the 
chairman and any other expenses shall be borne in equal 
parts by both Contracting Parties. In all other respects, 
the arbitral tribunal shall determine its own procedure. 

Article 11 

In the event of a general multilateral air transport 
Convention being accepted by both Contracting Parties, 
discussions with a view to determine the extent to which 
the present Agreement is terminated, superseded, 
amended or supplemented by the provisions of the multi- 
lateral Convention, shall take place in accordance with 
Paragraph (2) of Article 9 of the present Agreement. 

Article 12 

Eadi airline designated by either Contracting Party 
may maintain and employ its own personnel for its 
business transactions in the airports and cities in the 
territory of the other Contracting Party where it intends 
to maintain an agency. If a designated airline refrains 
from establishing its own Organisation at airports in the 
territory of the other Contracting Party, it is understood 
that it should have its work performed, as far as possible, 
by the personnel of an airport or of a designated airline 
in the territory of the other Contracting Party. 


Article 13 

Either Contracting Party may at any time give notice 
to the other if it desires to terminate the present Agree- 
ment. Such notice shall be simultaneously communicated 
to the International Civil Aviation Organisation. If such 
notice is given, the present Agreement shall terminate 
twelve months after the date of receipt of the notice by 
the other Contracting Party, unless the notice to 
terminate is withdrawn by agreement before the expiry 
of this period. In the absence of acknowledgement of 
receipt by the other Contracting Party, notice shall be 
deemed to have been received fourteen days after the 
receipt of the notice by the International Civil Aviation 
Organisation. 

Article 14 

The present Agreement, any amendments to it and any 
exchange of notes under paragraph (3) of Article 2 of 
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Regierung der Bundesrepublik Deutschland der Inter- 
nationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) zur Re- 
gistrierung mitgeteilt. 

Artikel 15 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die 
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich auf 
diplomatischem Wege ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die von ihren Regie- 
rungen hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Abkommen unterschrieben. 


GESCHEHEN zu Djakarta, am 4. Dezember 1969 in sechs 
Urschriften, je zwei in deutscher, indonesischer und eng- 
lischer Sprache. Der deutsche und der indonesische Wort- 
laut sind gleichermaßen verbindlich; bei unterschiedlicher 
Auslegung des deutschen und des indonesischen Textes 
soll der englische Wortlaut maßgebend sein. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
B assler 


Für die Republik Indonesien 
Seda 


the present Agreement shall be communicated to the 
ICAO for registration by the Government of the Federal 
Republic of Germany. 

Article 15 

(1) The present Agreement shall be subject to ratifi- 
cation; the Instruments of ratification shall be exchanged 
as soon as possible through diplomatic channels. 

(2) This Agreement shall enter into force one month 
after the exchange of Instruments of ratification. 


IN WITNESS WHEREOF the undersigned, being duly 
authorised thereto by their respective Governmerrts, have 
signed the present Agreement. 


DONE at Djakarta, the fourth day of December 1969 
in six Originals, two each in the German, Indonesian and 
English languages. The German and Indonesian texts 
shall be equally authentic; in case of any divergence of 
interpretation of the German and Indonesian texts the 
English text shall prev^ail. 


For the Federal Republic of Germany 
B as s 1 er 


For the Republic of Indonesia 
Seda 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der 
internationale Fluglinienverkehr. Er kann nur be- 
trieben werden, wenn die ausländischen Staaten, 
die überflogen oder angeflogen werden sollen, 
deutschen Luftfahrtunternehmen entsprechende Ver- 
kehrsrechte gewähren. Nach allgemeinen internatio- 
nalen Gepflogenheiten werden diese Rechte grund- 
sätzlich in zweiseitigen Luftverkehrsabkommen ein- 
geräumt. 

Das deutsch-indonesisdie Luftverkehrsabkommen ist 
das 49. Luftverkehrsabkommen, das den gesetz- 
gebenden Körperschaften nach Wiederherstellung 
der Lufthoheit zur Zustimmung vorgelegt wird. 

Es wurde nach Delegationsverhandlungen, die vom 
14. bis 20. August 1964, 19. und 20. Januar 1967 so- 
wie vom 13. bis 16. März 1967 in Bonn bzw. Djakarta 
stattfanden, am 4. Dezember 1969 in Djakarta unter- 
zeichnet. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte sind 
in einem Fluglinienplan festgelegt, der am Tag der 
Unterzeichnung des Abkommens durch Noten- 
austausch vereinbart wurde (s. Artikel 2 Abs. 2 und 3 
des Abkommens). Diese Form der Vereinbarung 
wurde gewählt, um die Fluglinienrechte den Ver- 
kehrsanforderungen jeweils leichter anpassen zu 
können. 

Nach dem Fluglinienplan ist das von der Bundes- 
republik Deutschland bezeichnete Luftfahrtunterneh- 
men berechtigt, folgende Fluglinien zu betreiben: 
Von einem Punkt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land über Rom, Athen, Kairo oder Beirut, Damas- 
kus oder Teheran, Karatschi, Bombay oder Neu- 
Delhi oder Kalkutta, Colombo oder Rangun oder 
Bangkok, Kuala Lumpur oder Singapur nach Dja- 
karta oder Surabaja und Punkte darüber hinaus. 

Das von der Republik Indonesien bezeichnete Luft- 
fahrtunternehmen ist berechtigt, folgende Fluglinien 
zu betreiben: 

Von einem Punkt in der Republik Indonesien über 
Singapur oder Kuala Lumpur, Bangkok, Bombay, 
Karatschi, Beirut oder Kairo, Athen und Rom nadi 
Frankfurt und Punkte darüber hinaus. 

II. Besonderes 

Das Abkommen entspricht im wesentlichen dem 
deutschen Musterentwurf für zweiseitige Luftver- 
kehrsabkommen. 

Artikel 1 erläutert die Bedeutung der in dem Ab- 
kommen verwendeten Begriffe. 

Artikel 2 behandelt den Fluglinienplan und legt 
die Rechte fest, welche sich die Vertragsparteien zur 
Durchführung des Fluglinienverkehrs durch die 
nationalen Unternehmen gegenseitig einräumen. 
Gewährt werden das Recht des Überflugs (1. Frei- 
heit), das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 


Zwecken (2. Freiheit), das Recht, Fluggäste, Post und 
Fracht abzusetzen (3. Freiheit) und aufzunehmen 
(4. Freiheit), wobei die Beförderung auch von und 
nach Punkten vorgenommen werden kann, die nicht 
im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei liegen (5. Frei- 
heit). Alle Rechte werden nur zur Durchführung des 
internationalen Luftverkehrs eingeräumt. Daraus er- 
gibt sich, daß Kabotagerechte, d. h. Rechte zur ent- 
geltlichen Beförderung von Personen, Post oder 
Fracht innerhalb des Hoheitsgebietes einer Ver- 
tragspartei nicht beansprucht werden können. 

Artikel 3 regelt die Erteilung und den Widerruf 
der Betriebsgenehmigung zur Durchführung des 
Linienverkehrs. 

Artikel 4 räumt Inländerbehandlung bei der Be- 
lastung mit Gebühren für die Benutzung der Flug- 
häfen und anderer Luftfahrteinrichtungen ein. 

Artikel 5 bestimmt, daß Luftfahrtbetriebsstoffe, 
Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände sowie Bord- 
vorräte, die bei der Durchführung des Fluglinien- 
verkehrs in das Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei eingeführt werden, zoll- und abgabenfrei 
bleiben. 

Artikel 6 gewährleistet, daß die Beförderungs- 
angebote (Nutzlast und Häufigkeit des Verkehrs) 
der bezeichneten Unternehmen in ein angemessenes 
Verhältnis zur Verkehrsnachfrage gebracht werden. 

Artikel 7 enthält die Grundsätze, nach denen die 
auf den vereinbarten Linien anzuwendenden Tarife 
zu bilden sind. 

Artikel 8 verpflichtet die Luftfahrtbehörden zum 
Austausch statistischer Unterlagen zur Nachprüfung 
des Beförderungsangebots, des Verkehrsumfanges 
sowie der Herkunft und Bestimmung des Verkehrs. 
Die Vorschrift ergänzt Artikel 6. 

Artikel 9 bis 11 befassen sich mit dem Meinungs- 
austausch der Luftfahrtbehörden, der Konsultation 
zwischen den Vertragsparteien und dem Schieds- 
verfahren. Entsprechende Regelungen sind in Luft- 
verkehrsabkommen üblich und zur Ausgleichung 
möglicher Meinungsverschiedenheiten zweckmäßig. 

Artikel 12 behandelt die Beschäftigung von eige- 
nem Personal der bezeichneten Luftfahrtunterneh 
men im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei. 

Artikel 13 bis 15 enthalten die international üb- 
lichen Registrierungs- und Schlußbestimmungen. 

III. Geltungsbereich 

Im Hinblick auf Artikel 5 des Zwölften Teils des 
Überleitungsvertrages und auf Abschnitt III Buch- 
stabe b der „Erklärung über Berlin" der Alliierten 
Kommandatura Berlin vom 5. Mai 1955 — BKC/L 
(55) 3 — konnte das Land Berlin nicht in das Ab- 
kommen einbezogen werden. Eine Erstreckung des 
Abkommens und des Gesetzes auf Berlin muß der 
künftigen politischen Entwicklung Vorbehalten blei- 
ben. 
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